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EU-Staats- und Regierungschefs erörtern Reaktion auf den amerikanischen 
„Inflation Reduction Act“ (IRA) 
 
Die Staats- und Regierungschefs der EU haben am 9. Februar in Brüssel die Vorschläge 
erörtert, die die EU-Kommission in ihrer Mitteilung "Green Deal Industrial Plan for the Net-
Zero Age" als Reaktion auf den US. Inflation Reduction Act (IRA) vorgelegt hat. In den am 
Ende ihres Treffens angenommenen Schlussfolgerungen betonten die EU-Staats- und 
Regierungschefs die Notwendigkeit, die Verfahren für staatliche Beihilfen "einfacher, schneller 
und vorhersehbarer zu gestalten und eine gezielte, zeitlich begrenzte und verhältnismäßige 
Unterstützung in denjenigen Sektoren zu ermöglichen, die für den „grünen Übergang“ 
strategisch wichtig sind und durch ausländische Subventionen oder hohe Energiepreise 
beeinträchtigt werden. In einer Pressekonferenz im Anschluss an das Treffen unterstrich der 
Präsident des EU-Rates, Charles Michel, Berichten zufolge den Konsens der Staats- und 
Regierungschefs über eine Lockerung der staatlichen Beihilfen, die zielgerichtet und zeitlich 
begrenzt sein und mit mehr Flexibilität bei den bestehenden Mitteln einhergehen muss, um 
die industrielle und wirtschaftliche Basis der EU zu unterstützen.  
 
Russland soll auf schwarze Liste für Steuerparadiese gesetzt werden  
 
Berichten zufolge werden die EU-Finanzminister Russland auf die schwarze Liste der in 
Steuerfragen nicht kooperativen Länder setzen, wenn sie am 14. Februar in Brüssel zum 
Ecofin-Treffen zusammenkommen. Während eines Treffens der EU-Botschafter am 8. 
Februar, haben Italien und Ungarn ihre Vorbehalte gegen die Aufnahme Russlands auf die 
Liste zurückgenommen. Russland war im Februar 2022 auf der grauen Liste gelandet, weil es 
eine internationale Holdinggesellschaft hat, die 2018 eingeführt wurde, um Unternehmen vor 
internationalen Sanktionen zu schützen. Das Land hat sich gegenüber der EU verpflichtet, 
diese Regelung bis Ende 2022 zu ändern, um nicht auf die schwarze Liste der EU gesetzt zu 
werden. In ihrer Bewertung der Fortschritte Russlands stellte die EU-Kommission fest, dass 
Russland die Regeln für den Bestandsschutz der internationalen Holding-Regelung nicht 
ordnungsgemäß umgesetzt hat und dass die Behandlung von Einkünften aus geistigem 
Eigentum fraglich ist. Berichten zufolge werden auch die Britischen Jungferninseln, Costa 
Rica und die Marshallinseln auf die schwarze Liste gesetzt. Es wird erwartet, dass Aruba, 
Belize, Curaçao und Katar in die so genannte "graue" Liste der EU-Länder aufgenommen 
werden, die sich zu verantwortungsvollem Handeln im Steuerbereich verpflichtet haben, 
während Barbados, Uruguay, Jamaika, Nordmazedonien und die Bermudas vollständig von 
der grauen Liste gestrichen werden sollen. 
 

  

https://commission.europa.eu/system/files/2023-02/COM_2023_62_2_EN_ACT_A%20Green%20Deal%20Industrial%20Plan%20for%20the%20Net-Zero%20Age.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/61997/2023-02-09-euco-conclusions-en.pdf
https://agenceurope.eu/en/bulletin/article/13118/2
https://www.taxnotes.com/tax-notes-today-international/corporate-taxation/eu-expected-add-russia-tax-blacklist-give-qatar-more-time/2023/02/07/7fxwf
https://agenceurope.eu/en/bulletin/article/13118/8


EU-Mitgliedsstaaten diskutieren über die Definition von Briefkastenfirmen im 
Rahmen der Unshell-Richtlinie  
 
Berichten zufolge arbeiten die EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der Prüfung des Vorschlags für 
die „UNSHELL-Richtlinie“ daran, wie eine missbräuchliche Mantelgesellschaft zu definieren 
ist und welche Unternehmen als risikoarm eingestuft werden können. Der jüngste 
Kompromissentwurf der schwedischen EU-Ratspräsidentschaft enthält Berichten zufolge in 
einem einzigen Artikel - anstelle von zwei Artikeln im ursprünglichen Vorschlag - Indikatoren 
und einen Substanztest, den Unternehmen bestehen müssen, um nicht als missbräuchliche 
Mantelgesellschaften zu gelten. Die schwedische Ratspräsidentschaft hat einige der 
inhaltlichen Anforderungen wieder eingeführt, die von der tschechischen Ratspräsidentschaft 
gestrichen wurden, nämlich das Vorhandensein von Geschäftsräumen in dem Mitgliedstaat, 
ein aktives Bankkonto in der EU und eine Mehrheit der Mitarbeiter, die den Großteil ihrer 
Aufgaben in dem Mitgliedstaat des Unternehmens ausführen. Berichten zufolge hätten viele 
Mitgliedstaaten diesen Ansatz begrüßt, jedoch um eine Klärung einiger Begriffe gebeten. Eine 
weitere Frage, die derzeit diskutiert wird, ist die Anzahl der Unternehmen, die ein und dieselbe 
Person verwalten kann, ohne den Verdacht aufkommen zu lassen, dass es sich um eine 
Briefkastenfirma handelt. Es wird erwartet, dass ein Kompromissvorschlag zu den 
steuerlichen Folgen einer Briefkastenfirma während einer technischen Sitzung am 21. Februar 
vorgelegt wird. 
 
Abgeordnete des EU-Parlaments fordern mehr Tempo bei der Aktualisierung der 
Schwarzen Liste für Geldwäsche  
 
Die Vorsitzenden der Ausschüsse ECON und LIBE des EU-Parlaments haben am 3. Februar 
die Mitgliedstaaten in einem Schreiben aufgefordert, die EU-Liste der 
geldwäscherisikobehafteten Drittländer zu aktualisieren. Im Januar hatten sich die 
Mitgliedstaaten darauf geeinigt, die Frist für Einwände gegen den Vorschlag der EU- 
Kommission, die Demokratische Republik Kongo, Gibraltar, Mosambik, Tansania und die 
Vereinigten Arabischen Emirate auf die schwarze Liste der Geldwäschebekämpfung zu 
setzen und Nicaragua, Pakistan und Simbabwe zu streichen. Das Zögern einiger 
Mitgliedstaaten, die Vereinigten Arabischen Emirate in die EU-Liste aufzunehmen, war 
Berichten zufolge einer der Gründe für die Verlängerung der Frist. "Die Aktualisierung der EU-
Liste ist dringend und längst überfällig, insbesondere wenn man bedenkt, dass seit März 2022 
mehrere Länder auf die FATF-Liste gesetzt wurden. Diese Situation gefährdet das EU-
Finanzsystem im Hinblick auf Länder, bei denen erhebliche Mängel in ihrem Rahmen für die 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung festgestellt wurden", schreiben 
die beiden Vorsitzenden in ihrem Brief. Die Mitgliedstaaten haben bis zum 20. Februar Zeit, 
gegen den Vorschlag der EU-Kommission Einspruch zu erheben.  
 
 

 
Haftungsausschluss 
 
Dieser Newsletter enthält Informationen über europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden.   
 

 

Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 
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